
CHINA aktuell - 287 März 2003

Innenpolitik

8 Konstituierende Tagungen 

des Nationalen Volkskongres

ses und der Politischen Kon

sultativkonferenz

In der ersten Märzhälfte fanden in Bei

jing zeitgleich die ersten Jahrestagun

gen des X. Nationalen Volkskongresses 

(NVK) und der X. Politischen Konsul

tativkonferenz des Chinesischen Vol

kes (PKCV) statt. Im Fünfjahres

rhythmus konstituieren sich diese bei

den Organe neu.

So trat der X. NVK in neuer Zu

sammensetzung mit 2.984 Delegierten 

vom 5. bis 18. März zusammen. Aus

führliche Beiträge sowie verschiedene 

Übersichten in diesem Heft widmen 

sich den dort getroffenen Entschei

dungen zur Besetzung der höchsten 

Staatsämter und zu einer neuen Run

de der Verwaltungsreform sowie zur 

Wirtschafts- und Außenpolitik.

Vom 3. bis zum 14. März kam au

ßerdem die X. PKCV mit rund 2.200 

Mitgliedern zu ihrer konstituierenden 

Tagung zusammen. Auch hier stand 

die Neubesetzung der Führungsgremi

en an oberster Stelle auf der Tagesord

nung. Wie erwartet worden war, wur

de Jia Qinglin, bislang Parteisekretär 

von Beijing, zum neuen Vorsitzenden 

der PKCV gewählt (s. auch die Bei

träge von Holbig und Liu im hinteren 

Teil dieses Heftes). Er löst damit Li 

Ruihuan ab, der auf dem XVI. Par

teitag der KPCh im November 2002 

nicht mehr ins Politbüro gewählt wor

den war und damit nicht mehr für 

die Fortsetzung dieses formal hoch

rangigen Staatsamtes zur Verfügung 

stand. Gewählt wurden ferner 24 stell

vertretende Vorsitzende der PKCV, 

unter ihnen auch der ehemalige Bür

germeister von Shanghai Xu Kuang- 

di, der zum Jahreswechsel 2001/02 

überraschend aus seinem Amt entfernt 

und nach Beijing versetzt worden war 

(vgl. C.a., 2001/12, Ü 9, 2002/5, Ü 

12), sowie ein aus 299 Mitgliedern be

stehender Ständiger Ausschuss. Zheng 

Wantong wurde zum Generalsekretär 

der X. PKCK bestimmt (vgl. Monthly 

Data im hinteren Teil dieses Heftes).

Verschiedenen Reden hochrangiger 

Politiker aus den letzten Monaten zu 

Folge soll die PKCV künftig als staat

liches Organ neben dem NVK aufge

wertet werden und vermehrte Kom

petenzen in den Bereichen der Kon

sultation und der Überwachung er

halten. Der Ablauf der diesjährigen 

Tagung, die vollständig dem bekann

ten Routineschema folgte, ließ von 

solchen Plänen allerdings nichts ver

muten. (Xinhua, 13.3.03, nach BBC 

PF 14.3.03; XNA, 14.3.03; SCMP, 3., 

14.3.03) -hol-

9 Furcht vor anti-amerikani

schen Protesten muslimischer 

Bevölkerungsteile

Der Umgang der chinesischen Füh

rung mit dem Irak-Konflikt verrät 

eine äußerst schwierige Gratwande

rung: Einerseits hat sich die Führungs

spitze außenpolitisch dazu durchge

rungen, unter Verweis auf die Anti- 

Kriegs-Überzeugung des eigenen Vol

kes das militärische Vorgehen der USA 

im Irak explizit zu verurteilen (vgl. 

Übersicht in der Rubrik Außenpoli

tik). Aus innenpolitischer Perspekti

ve fürchtet man andererseits das Auf

flammen anti-amerikanischer Protes

te, insbesondere unter muslimischen 

Teilen der Bevölkerung, da man Sor

ge vor einer gesellschaftlichen und po

litischen Destabilisierung hat. So sah 

sich die parteistaatliche Führung seit 

Beginn des militärischen Angriffs der 

USA auf den Irak am 20. März zu ver

schiedenen Maßnahmen zur Wahrung 

der Stabilität veranlasst.

Einem Artikel der Hongkonger Zeit

schrift Ming Pao zu Folge soll Jiang 

Zemin in seiner Funktion als Vorsit

zender der Zentralen Militärkommissi

on zwei oder drei Tage nach Kriegsbe

ginn ein Dekret unterzeichnet haben, 

in dem für alle Waffengattungen der 

Volksbefreiungsarmee landesweit Ein

satzbereitschaft der zweiten Stufe an

geordnet wurde. Unter anderem sieht 

diese Stufe Urlaubs- und Ausgangs

sperre für alle Angehörigen der Armee 

vor, um im Bedarfsfall sofort in voller 

Stärke einsatzfähig zu sein.

Derselben Meldung zu Folge wurde 

von der zentralen Führungsgruppe für 

auswärtige Angelegenheiten eine Ad- 

hoc-Arbeitsgruppe zum Irak-Krieg ge

bildet, deren Aufgabe es unter ande

rem sei, die Entwicklung der Situati

on im eigenen Lande genau zu verfol

gen, um im Fall eventueller durch den 

Krieg im Irak provozierter Proteste 

und anderer unvorhersehbarer Ereig

nisse unverzüglich eingreifen zu kön

nen. Die Ad-hoc-Arbeitsgruppe soll 

unter der Leitung von KPCh-General- 

sekretär und Staatspräsident Hu Jin- 

tao stehen; ihr sollen außerdem der 

neue Ministerpräsident Wen Jiabao, 

die für auswärtige Beziehungen zu

ständige stellvertretende Ministerprä

sidentin Wu Yi, der Staatsratskom

missar und ehemalige Außenminister 

Tang Jiaxuan und der neue Außenmi

nister Li Zhaoxing angehören.

Von Seiten des Ministeriums für öf

fentliche Sicherheit soll außerdem ein 

Rundschreiben zur Wahrung der ge

sellschaftlichen Stabilität im Lande er

gangen sein. Darin wurde aufgeru

fen, landesweit die Anstrengungen zu 

verstärken, um die öffentliche Sicher

heit aufrechtzuerhalten, terroristische 

Anschläge zu vereiteln und eventuel

le Störungen der öffentlichen Ordnung 

zu verhüten.

Besondere Sorge richtet sich offen

bar vor allem auf muslimische Tei

le der Bevölkerung. So wurde am 

22. März ein offener Brief des Prä

sidenten der Islamischen Vereinigung 

Chinas, der offiziellen Dachorganisa

tion im Rahmen der „Einheitsfront“ 

der KPCh, veröffentlicht. Imam Chen 

Guangyuan appellierte darin an al

le chinesischen Muslime, von jeglichen 

drastischen Anti-Kriegs-Aktionen Ab

stand zu nehmen. Die chinesische Re

gierung, so argumentierte er in dem 

offenen Brief, habe ihrem Protest ge

gen den US-amerikanischen Angriff 

auf den Irak bereits im Namen des ge

samten chinesischen Volkes Ausdruck 

gegeben und die entgegen der inter

nationalen Vermittlungsbemühungen 

unternommenen militärischen Aktio

nen scharf verurteilt. Auch habe die 

Regierung ihr Mitgefühl mit dem ira

kischen Volk bekundet und eine Been

digung der kriegerischen Auseinander

setzungen gefordert. Damit vertrete 

die Regierung die 20 Millionen in der 

Volksrepublik lebenden Muslime und 

ihre friedliebenden religiösen Überzeu

gungen voll und ganz. Im Sinne ihrer 

eigenen patriotischen und friedlieben

den Tradition sollten daher auch die 

Muslime auf die diplomatischen An

strengungen ihrer Regierung vertrau
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en und selbst auf Proteste verzichten. 

Die folgende Passage reflektiert in ein

drücklicher Weise das Dilemma der 

staatlichen Führung zwischen außen

politischer Protesthaltung und Wah

rung der innenpolitischen Stabilität. 

So appellierte Imam Chen Guangyuan 

in dem offenen Brief an seine Glau

bensgenossen:

„Wir hoffen aufrichtig, dass die chi

nesischen Muslime aller ethnischen 

Gruppen unsere Wünsche und Ge

fühle für den Frieden und gegen den 

Krieg durch reguläre Kanäle und in 

einer ausgewogenen, sensiblen, geset

zestreuen und geordneten Art und 

Weise zum Ausdruck bringen, unter 

Berücksichtigung der fundamentalen 

Interessen des gesamten Landes. Sie 

sollten von jeglichen drastischen und 

spontanen Aktionen Abstand nehmen, 

um keine Zwischenfälle zu provozie

ren, die den ursprünglichen [friedlie

benden] Motiven zuwiderlaufen und 

die gesellschaftliche Stabilität gefähr

den könnten. Wir Muslime sollten 

unserer Verantwortung und unseren 

Pflichten für die Wahrung der gesell

schaftlichen Stabilität und der Soli

darität unter den verschiedenen Na

tionalitäten unseres Landes nachkom

men und unseren Beitrag zur Förde

rung der wirtschaftlichen Entwicklung 

und zum umfassenden Aufbau einer 

Gesellschaft bescheidenen Wohlstands 

leisten. Nur wenn unser Land stark 

und unser Volk wohlhabend wird, wird 

unser Vaterland, das sich durchgängig 

für Frieden und Entwicklung und ge

gen Krieg einsetzt, eine stärkere Stim

me in der internationalen Arena erhal

ten und besser dazu beitragen können, 

den Weltfrieden zu bewahren.“ (Xin

hua, 22.3.03, nach BBC PF, 23.3.03).

Die Furcht vor anti-amerikanischen 

Protestaktionen muslimischer Bevöl

kerungsteile scheint durchaus begrün

det. Wie der oben erwähnte Ming Pao- 

Artikel berichtete, soll es nach Aus

bruch des Krieges im Kreis Longhui 

bei Shaoyang in der Provinz Hunan, 

aber auch in Beijing selbst, zu verein

zelten Protestaktionen von Muslimen 

gekommen sein. Protestierende in Hu

nan sollen von den Behörden die Er

laubnis zur Ausreise verlangt haben, 

um sich im Irak selbst als „menschliche 

Schilde“ den amerikanischen Angriffen 

entgegenstellen zu können. Lokalregie

rung und Sicherheitskräfte hätten die
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Proteste nur mit großer Mühe auflösen 

können.

Keine aktuellen Informationen liegen 

über die Situation in der Autonomen 

Region Xinjiang vor, in der 10 Millio

nen der insgesamt 16 Millionen Ein

wohner Muslime sind. Angesichts ei

ner Geschichte gewalttätiger Protest

aktionen scheint hier die Gefahr ei

ner gesellschaftlichen Destabilisierung 

am größten, zumal der Grad staatli

cher Repression durch Maßnahmen im 

Rahmen der Bekämpfung des „Terro

rismus“ seit dem 11. September in die

ser Region deutlich zugenommen hat 

(vgl. C.a., 2001/11, Ü 8, 2002/1, Ü 

9, 2002/8, Ü 5). Fortgesetzt betrieben 

werden offenbar auch offizielle Schu

lungsmaßnahmen für islamische Reli- 

gionsführer in Xinjiang mit dem Ziel 

stärkerer staatlicher Kontrolle über 

die Aktivitäten muslimischer Gläubi

ger (vgl. C.a., 2001/10, Ü 8). (Zhong- 

guo Xinwen She, 9.3.03, nach BBC PF 

11.3.03; Xinhua, 22.3.03, nach BBC 

PF, 23.3.03; Ming Pao, 25.3.03, nach 

FBIS, 25.3.03) -hol-

10 Ministerpräsident Wen Jia- 

bao zur Korruptionsbe

kämpfung

Nachdem die im November 2002 

gewählte Disziplinkontrollkommission 

des ZK der KPCh im Februar zum 

Thema der Korruptionsbekämpfung 

getagt hatte, widmete sich Ende März 

nun auch der auf der jüngsten NVK- 

Tagung neu gewählte Staatsrat die

sem Thema. In Anwesenheit der vier 

stellvertretenden Ministerpräsidenten, 

fünf Staatsratskommissare sowie von 

Wu Guanzheng, dem Leiter der Diszi

plinkontrollkommission, und He Yong, 

dem Mitlgied des ZK-Sekretariats, 

sprach Wen Jiabao in seiner Funktion 

als Ministerpräsident über den Aufbau 

einer „sauberen und ehrlichen Regie

rung“.

Seine Rede knüpfte inhaltlich an die 

Reden Wu Guanzhengs und Hu Jin- 

taos, des neuen Generalsekretärs der 

KPCh, an, die diese auf der Fe

bruar-Tagung gehalten hatten, und 

nahm wichtige Gedanken und Vor

schläge daraus auf (vgl. C.a., 2003/2, 

Ü 8). Darüber hinaus benannte Wen 

eine Reihe konkreter Korruptionsak

tivitäten, die unter Regierungsbeam

ten auf den verschiedenen administra-
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tiven Ebenen offenbar weit verbrei

tet sind. So findet sich in einem Ab

schnitt über die verbesserte Durchset

zung von Anti-Korruptions-Vorschrif

ten und die Standardisierung offiziel

len Verhaltens der folgende eindrückli

che Katalog korrupter Verhaltenswei

sen:

• der Tausch von Macht gegen 

Geld zum persönlichen Vorteil 

bei offiziellen Genehmigungsver

fahren oder der Allokation öf

fentlicher Gelder;

• der Missbrauch von Amtsfunk

tionen zum persönlichen Nut

zen durch unrechtmäßige Einmi

schung in öffentliche Ausschrei

bungsverfahren, in die Über

schreibung kommerzieller Land

nutzungsrechte, in Immobilien

projekte und in marktwirt

schaftliche Aktivitäten;

• die Annahme von Bargeld, 

Wertpapieren oder anderer geld

werter Objekte von Einheiten 

oder Individuen, die im Bezug 

zur Ausübung des eigenen Am

tes stehen;

• das stillschweigende Einver

ständnis oder die aktive Er

mutigung von eigenen Familien

mitgliedern oder Personal, die 

eigene Amtsfunktion zum per

sönlichen Nutzen zu missbrau

chen;

• die Veranlassung von „Image

projekten“ zur Verbesserung des 

persönlichen Prestiges;

• die Benutzung von Limousi

nen, deren Wert den rangmäßig 

zustehenden Dienstwagen-Stan

dard übersteigt;

• die Teilnahme an touristischen 

Aktivitäten auf öffentliche Kos

ten während Dienst- und Fort

bildungsreisen;

• die Vergabe von Geschenken 

und Souvenirs auf Sitzungen;

• die Aufteilung von Sitzungskos

ten auf beteiligte Unternehmen 

und Einrichtungen;

• der Bau bzw. die Renovie

rung von Verwaltungsgebäuden 

zu Repräsentationszwecken;
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• die Veranstaltung von Festivitä

ten und Veranstaltungen jeder 

Art mit dem Ziel, sich gegensei

tig durch Pomp zu übertrump

fen;

• die Durchführung von Dienstrei

sen ins Ausland ohne eigentli

chen dienstlichen Zweck;

• die übermäßig häufige Veran

staltung von Tagungen und die 

exzessive Herausgabe offizieller 

Dokumente;

• die Veranstaltung von Banket

ten und Vergabe von Geschen

ken auf öffentliche Kosten;

• die Teilnahme an kostspieligen 

Vergnügungsaktivitäten auf öf

fentliche Kosten;

• die Unterbringung und Verkös

tigung von Teilnehmern an of

fiziellen Veranstaltungen ober

halb der rangmäßig zustehenden 

Standards;

• sowie die leihweise Nutzung von 

Kraftfahrzeugen untergeordne

ter Regierungseinrichtungen.

Dieser lange Katalog scheint einem 

Sittenbild des chinesischen Beamten

tums zu Beginn des 21. Jahrhun

derts gleichzukommen. So beachtlich 

das in den staatlichen Medien veröf

fentlichte explizite Eingeständnis sol

cher verbreiteter Missstände auch ist, 

scheint doch sehr fraglich, wie die par

teistaatliche Führung diesen feudalis

tisch anmutenden Korruptionsprakti

ken effektiv beikommen will. (RMRB, 

28.3.03; Xinhua, 27.3.03, nach BBC 

PF, 29.3.03) -hol-

11 Schließung einer politisch 

kritischen Wochenzeitschrift

Wie Mitte März bekannt wurde, hat 

die Propagandaabteilung der Provinz 

Guangdong die Wochenzeitschrift 21st 

Century World Herald, eine Publi

kation der in Guangzhou angesiedel

ten Southern (Nanfang)-Verlagsgrup- 

pe, schließen lassen. Die Zeitschrift 

war im Juli 2002 gegründet worden 

und erreichte nach eigenen Angaben 

zuletzt eine durchschnittliche Auflage 

von 386.000.

Grund für die Schließung war die Ver

öffentlichung eines Interviews mit Li

Rui, dem früheren Sekretär Mao Ze

dongs und liberal gesinnten politi

schen Denker. Der 86-Jährige hatte 

in dem Interview umfassende politi

sche Reformen, insbesondere auch ei

ne schnellere Demokratisierung inner

halb der KPCh gefordert (vgl. C.a., 

2003/1, Ü 9). Darüber hinaus hatte er 

scharfe Kritik an Mao Zedong geübt, 

weil dieser einen Kult um seine eigene 

Person geschaffen habe, sowie an Deng 

Xiaoping, der es versäumt habe, ne

ben den wirtschaftlichen auch politi

sche Reformen einzuleiten. Erstmalig 

in einer größeren Zeitschrift würdigte 

Li Rui andererseits den früheren libe

ralen Generalsekretär der KPCh, Hu 

Yaobang, dessen Tod im April 1989 

die Studentenproteste auf dem Tian- 

anmen-Platz in Beijing ausgelöst hat

te.

In den letzten Wochen waren wieder

holt Beiträge zum Thema politischer 

Reformen in den chinesischen Medi

en erschienen - sie nahmen entspre

chende Signale des XVI. Parteitags 

der KPCh im vergangenen November 

auf, wo dieses Thema gewissermaßen 

für die öffentliche Diskussion lizenziert 

worden war. Für die restriktive Hal

tung der Propagandabehörden im Fall 

des 2Ist Century World Herald dürfte 

zum einen der Umstand verantwort

lich gewesen sein, dass das betreffen

de Interview mit Li Rui zu einem sehr 

sensitiven Zeitpunkt, nämlich am 3. 

März, also kurze Zeit vor der Eröff

nung des X. NVK am 5. März, erschie

nen war. Zum anderen dürfte die Tat

sache Missfallen erregt haben, das Li 

Rui sich hier nicht auf eine abstrak

te Erörterung politischer Zusammen

hänge beschränkte, sondern einzelne - 

wenn auch bereits verstorbene - hoch

rangige Führungspersönlichkeiten na

mentlich kritisierte.

Den verfügbaren Berichten ist nicht 

eindeutig zu entnehmen, ob die Schlie

ßung endgültig oder von vorüberge

hender Dauer ist. Die Erfahrungen 

der Schwesterpublikationen Southern 

Weekly und Southern Weekend, die 

bereits wiederholte Male wegen kriti

scher Berichterstattung mit temporä

reren Publikationsverboten belegt und 

internen Reorganisations- und Dis

ziplinierungsmaßnahmen unterworfen 

worden sind, sprechen dafür, dass 

auch die diesmalige Schließung des 

2Ist Century World Herald nicht end

gültiger Natur sein dürfte.

Der jüngste behördliche Eingriff in 

den Mediensektor, der international 

einiges Aufsehen erregte, fand im 

zeitlichen Kontext einer ansatzweisen 

Lockerung der parteistaatlichen Me

dienkontrolle statt, wie sie seit dem 

XVI. Parteitag im November 2002 

zu beobachten ist. Unter der Füh

rung des neuen KPCh-Generalsekre- 

tärs Hu Jintao und des für Propa

ganda- und Literaturfragen zuständi

gen neuen Mitglieds des Ständigen 

Ausschusses des Politbüros, Li Chang

chun, der als früherer Parteisekretär 

der Provinz Guangdong über Erfah

rungen mit einem sehr lebendigen Me

dienmarkt verfügt, wurden in den ver

gangenen Monaten mehrere Versuche 

begrenzter Reformen unternommen, 

die darauf abzielten, das Medienange

bot stärker an den Interessen des Pub

likums auszurichten.

So gab Li Changchun im Januar dieses 

Jahres grünes Licht für ein 24-stündi- 

ges Nachrichtenprogramm des staat

lichen Fernsehsenders CCTV, das ab 

Juli in Anlehnung an internationa

le englischsprachige Vorbilder profes

sionelle und ereignisnahe Berichter

stattung zu wichtigen aktuellen The

men liefern soll. Auch wurde dem in 

Hongkong ansässigen Phoenix Satel- 

lite TV gestattet, sein in hochchine

sischer Sprache produziertes Fernseh

programm InfoNews in ausgewählten 

Hotels, Appartmentkomplexen, aka

demischen und Regierungseinrichtun

gen auf dem Festland auszustrahlen. 

Ziel dieser Liberalisierung soll es sein, 

den heimischen Fernsehmarkt ange

sichts der zunehmenden internationa

len Konkurrenz attraktiver zu machen 

und zu verhindern, dass immer mehr 

Kunden zu ausländischen Anbietern 

ab wandern.

In eine ähnliche Stoßrichtung gehen 

offenbar verschiedene Anläufe der neu

en Führung, die Nachrichtenberichter

stattung der staatlichen Printmedien 

attraktiver zu gestalten. So waren Hu 

Jintao und Li Changchun im Lauf der 

vergangenen Wochen mehrfach mit 

Vorschlägen zu vernehmen, die staat

lichen Zeitungen sollten mehr über ak

tuelle Ereignisse, die das Publikum 

interessierten, und weniger über offi

zielle Sitzungen, Treffen und Inspek

tionsreisen hochrangiger Politiker be

richten. Meldungen der letzten Kate

gorien sollten in ihrem Umfang mög

lichst knapp gehalten werden und auf 
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die üblichen langatmigen Auflistungen 

der Namen anwesender Politiker ver

zichten.

Wie das jüngste Beispiel des 21 st Cen

tury World, Herald deutlich macht, 

sollten solche Reformanläufe aller

dings nicht als Indiz verstanden wer

den, dass der staatliche Propaganda

apparat seinen Anspruch auf eine in

haltliche Kontrolle der Medien in ab

sehbarer Zeit aufgeben wird. (WSJ, 

17.2.03; Washington Post, 14.3.03; 

SCMP, 15.3., 2.4.03; Xinhua, 28.3.03, 

nach BBC PF, 29.3.03; XNA, 29.3.03) 

-hol-

12 Geiselnahme im Beijinger

Reuters-Büro

Am Morgen des 12. März ist ein Mann 

jüngeren Alters in das Beijinger Reu

ters-Büro eingedrungen. Er behaupte

te, eine Bombe bei sich zu tragen, und 

nahm für zwei Stunden einige der dort 

tätigen Mitarbeiter als Geiseln. Sein 

erklärtes Ziel war es, vor dem Hinter

grund der gerade stattfindenden Ta

gung des Nationalen Volkskongresses 

auf die verbreitete Korruption und an

dere Missstände im Land aufmerksam 

zu machen.

Der 34-Jährige gab an, auf diesem 

Weg seinem Protest gegen die poli

tische Führung des Landes Ausdruck 

verleihen zu wollen, denen es an Re

spekt und Fürsorge für die werktä

tige Bevölkerung mangle. Er selbst 

sei seit mehreren Jahren arbeitslos, 

nachdem er seine frühere Tätigkeit als 

Lastwagenfahrer in einer staatlichen 

Stahlfabrik in der Provinz Heilong- 

jiang im Nordosten Chinas verloren 

hätte. Seine persönliche Situation sei 

dadurch verschärft worden, dass man 

ihn wegen eines Streits mit seinem 

Vater ungerechtfertigter Weise statio

närer psychiatrischer Behandlung un

terzogen habe.

Chinesische Polizeikräfte umstellten 

das im Ostteil Beijings gelegene Hoch

haus „Shengfu Mansion“ und ließen es 

wegen der Bombendrohung des Man

nes evakuieren. Als es nach vier Stun

den gelang, den Mann in Gewahrsam 

zu nehmen, stellte sich heraus, dass 

es sich bei der angeblichen Bombe um 

eine Fälschung handelte. Den Geiseln 

entstand kein körperlicher Schaden.

In der Darstellung der Xinhua-Nach- 

richtenagentur wurde der Eindringling 

als geistig Verwirrter dargestellt, des

sen Motiv es gewesen sei, Klage gegen 

die psychiatrische Anstalt und den lo

kalen Gerichtshof seiner Heimatstadt 

Yichuan in der Provinz Heilongjiang 

zu erheben. Von den Korruptionsvor

würfen des Mannes und seiner Kritik 

an der mangelnden sozialen Verant

wortung der staatlichen Führung er

wähnten die staatlichen chinesischen 

Medien nichts. (XNA, 13.3.03; NZZ, 

13.3.03) -hol-

13 Verdächtiger der Bomben

explosionen an Beijinger 

Universitäten gefasst

Elf Tage nach den Bombenexplosio

nen an zwei Beijinger Eliteuniversitä

ten, die am 25. Februar 2003 das Le

ben von neun Personen gefordert hat

ten (vgl. C.a., 2003/2, Ü 12), fasste 

die chinesische Polizei in Fuzhou einen 

für die Anschläge verdächtigten jun

gen Mann.

Wie die staatlichen Medien bekannt 

gaben, handelte es sich um einen ge

wissen 27-jährigen Huang Minxiang, 

der aus Fuzhou, der Hauptstadt der 

südöstlichen Provinz Fujian, stammt 

und als Fabrikarbeiter auf der Insel 

Hainan tätig ist. Nach ersten Fahn

dungsergebnissen in Beijing habe die 

Polizei die Spur des Verdächtigen nach 

Fuzhou verfolgt und diesen in seiner 

Heimatprovinz gestellt. Huang habe 

selbst gestanden, Ende Februar die 

beiden Anschläge auf die Beijing- und 

die Qinghua-Universität im Nordwes

ten der Hauptstadt begangen zu ha

ben. Über seine Motive wurde in den 

offiziellen Medienberichten nichts wei

ter verlautbart, als dass er angeb

lich gehofft habe, durch die Anschlä

ge berühmt zu werden. Inwieweit sei

ner Tat, die er im zeitlichen Vorfeld 

des ab 5. März in Beijing tagenden 

X. Nationalen Volkskongresses unter

nahm, eine politische Motivation un

terliegt, lässt sich aus diesen Angaben 

nicht erschließen.

Zhou Yongkang, der neue Minister für 

Öffentliche Sicherheit, dankte der Po

lizei für ihren Einsatz und würdig

te die zügige Aufklärung des Falls. 

Der Fahndungserfolg sei dem ausge

prägten politischen Bewusstsein und 

der hohen Kampfkraft der chinesi

schen Polizei ebenso geschuldet wie 

der Hightech-Ausrüstung und der ef

fizienten Zusammenarbeit mit lokalen 

Polizeieinheiten und der Bevölkerung. 

(Xinhua, 8.3.03, nach BBC PF, 9.3.03; 

Xinhua, 8.3.03, nach BBC PF, 10.3.03; 

XNA, 9.3.03) -hol-

14 Lei Feng — Auferstehung ei

nes alten Idols zur Vermitt

lung neuer Werte

Am 5. März 2003 jährte sich der „Tag 

des Lernens von Lei Feng“ zum vier

zigsten Mal - am 5. März 1963 hatte 

Mao Zedong den Soldaten Lei Feng, 

der im August 1962 im Alter von nur 

22 Jahren gestorben sein soll, zum na

tionalen Idol revolutionärer Aufopfe

rung erhoben. Für den parteistaatli

chen Propagandaapparat war der Jah

restag ein willkommener Anlass, die 

alten Werte der Selbstlosigkeit und 

des Patriotismus in ein neues Gewand 

zu kleiden und in Form von Postern, 

Zeitungsartikeln, TV-Features, Lehr

büchern, Ausstellungen und Dialogfo

ren zum „Erfahrungsaustausch“ lan

desweit zu vermitteln.

Der revolutionären Legende zu Folge 

verlor der 1940 in der Provinz Hunan 

geborene Lei Feng im Alter von sieben 

Jahren seine Eltern. Mit zwanzig Jah

ren trat er der Volksbefreiungsarmee 

bei, wo er keine Mühe scheute, hilfs

bedürftige Menschen zu unterstützen, 

indem er zahlreiche, wenn auch wenig 

spektakuläre gute Taten vollbrachte, 

bevor er 1962 durch einen Unfall ums 

Leben kam. Hochkonjunktur hatte der 

Lei-Feng-Kult vor allem während der 

Kulturrevolution, wo Verhaltenswei

sen wie nachbarschaftliche Hilfsaktio

nen, die Fürsorge für ältere Menschen, 

das Tragen von Gepäckstücken für an

dere, die Rückgabe von Fundsachen an 

den Eigentümer oder das Abtragen al

ter Kleidungsstücke als vorbildhaft im 

Sinne Lei Fengs gepriesen wurden. Die 

Kultfigur wurde außerdem zum Ge

genstand vieler Lieder, Gedichte und 

Bücher.

Die jüngste Aufbereitung des revo

lutionären Idols durch den staatli

chen Propagandaapparat dient dem 

offenkundigen Ziel, diese alten Wer

te dem neuen Zeitgeist anzupassen. 

So legten entsprechende Beiträge in 

den staatlichen Medien der Bevölke

rung nahe, „in einem wesentlich erwei-






